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1 ABR 39/92 
9 TaBV 71/91 Köln

Verkündet am 
15. Dezember 1992

Im Namen des Volkes!
B e s c h l u ß

Zeuner,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

In dem Beschlußverfahren

PP.
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sitzung 
vom 15. Dezember 1992 durch den Präsidenten Professor 
Dr. Kissel, die Richter Professor Dr. Weller und Dr. Rost 
sowie die ehrenamtlichen Richter Mager und Paschen beschlos­
sen:

Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Köln vom 
15. Mai 1992 - 9 TaBV 71/91 - wird zurückgewie­
sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  :

A. Zwischen dem beteiligten Arbeitgeber und dem Betriebsrat be­
steht Streit darüber, ob dieser ein Mitbestimmungsrecht bat beim 
Einsatz von Studenten, die aushilfsweise überwiegend in Zeiten 
des Spitzenbedarfs als sog. Anrufkräfte in der Versandabteilung 
des Zeitungsunternehmens des Arbeitgebers beschäftigt werden.

Diese Mitarbeiter erfahren die Einzelheiten ihres jeweiligen 
Einsatzes, insbesondere die ihnen zugewiesenen Arbeitsaufgaben, 
bei Arbeitsbeginn. Ihnen werden je nach Bedarf Aufgaben zugewie­
sen in den Bereichen Stapeln von Zeitungspaketen, Anreichen und 
Einlage von Prospektmaterial und Vordrucken, Verpackung von Post­
sendungen und Führen von Flurforderfahrzeugen. In sämtlichen Tä­
tigkeitsbereichen sind die Aufgaben arbeitsteilig und koprdiniert 
mit ständig beschäftigten Arbeitnehmern des Arbeitgebers wahrzü- 
nehmen; diese verrichten auch vergleichbare Tätigkeiten wie Stu­
denten.
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Im Jahre 1990 wurden auf diese Welse noch insgesamt 190 Stu­
denten eingesetzt, für das Jahr 1991 war ein Abbau auf insgesamt 
80 Mitarbeiter vorgesehen. Der Arbeitgeber verfügt über eine Na­
mensliste von Studenten, die bereit sind, in der Versandabteilung 
derartige Arbeiten durchzuführen. Die in der Liste geführten Stu­
denten rufen jeweils beim Arbeitgeber an und fragen, ob ein Ar­
beitseinsatz möglich ist. Ist dies aus der Sicht des Arbeitgebers 
der Fall, so wird eine Terminsabsprache getroffen. Zwischen den 
Beteiligten besteht eine Betriebsvereinbarung über die Anwendung 
von Programmen zur Verwaltung von Studenteneinsätzen aus dem 
Jahre 1990. Allein im Januar 1991 gab es 1166 Einsätze von Stu­
denten mit insgesamt 8171,25 geleisteten Stunden. Die Bezahlung 
der Tätigkeit erfolgt in monatlichen Abschnitten nach Sätzen des 
einschlägigen Lohntarifvertrages, ferner werden Lohnsteuerkarten 
geführt.

Der Betriebsrat hat geltend gemacht, er habe befm Einsatz 
der auf diese Weise tätig werdenden studentischen Aushilfskräfte 
mitzubestimmen. Die "AnrufStudenten" seien bei den jeweiligen 
Einsätzen in den Betrieb voll eingegliedert und verrichteten die­
selben Arbeiten wie die ständig beschäftigten Arbeitnehmer. Durch 
die Mitteilung des Schichtführers werde die jeweilige Arheitsauf- 
gabe konkretisiert. Die Dauer der Arbeitszeit sei nicht frei be­
stimmbar, vielmehr durch den Tarifvertrag und die jeweiligen 
Schichtzeiten vorgegeben. Die beim Arbeitgeber eingesetzten Stu­
denten arbeiteten dort regelmäßig seit sechs und mehr Jahren. Sie 
erzielten Monatseinkünfte bis zu 2,000,- DM und würden so ihren 
Lebensunterhalt finanzieren. Der Art und Weise des Zustandekom-
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mens der jeweiligen Einsätze komme im vorliegenden Zusammenhang 
keine Bedeutung zu. Im übrigen sei es auch durchaus üblich, daß, 
wenn sich nicht genügend Studenten zur Arbeitsleistung gemeldet 
hätten, auf der Liste geführte Studenten angerufen und zur 
Arbeitsaufnahme aufgefordert würden.

Der Betriebsrat hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß der Arbeitgeber verpflichtet 
ist, bei dem Einsatz von Studenten im Versand das 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats gemäß § 99 
BetrVG zu beachten.

Der Arbeitgeber hat beantragt, den Antrag abzuweisen. Die 
"AnrufStudenten" seien nicht als Arbeitnehmer tätig. Es stehe im 
freien Belieben der Studenten, ob sie anrufen und sich um Arbeit 
bemühen wollten oder nicht. Auch nach dem Anruf sei der betref­
fende Student berechtigt, zu dem vereinbarten Einsatz einen ande­
ren Kommilitonen zu schicken. Wenn die Personalabteilung gele­
gentlich selbst einen Studenten anrufe, ergebe sich daraus kein 
"Abrufarbeitsverhältnis", weil trotz des Anrufs keine Pflicht be­
stehe, tatsächlich zu arbeiten. Eine Arbeitspflicht eijtstehe 
erst, wenn der Student zum Arbeitseinsatz erscheine. Dem Wei­
sungsrecht bei der konkreten Arbeitsausführung komme wegen Ge­
ringfügigkeit keine entscheidende Bedeutung zu. Der durchschnitt­
liche Einsatz der im Jahre 1991 eingesetzten Studenten habe 18,82 
Stunden im Monat betragen, der durchschnittliche Monatsverdienst 
205,80 DM.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag abgewiesen. Auf die Be­
schwerde des Betriebsrats hat das Landesarbeitsgericht dem Antrag
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stattgegeben. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde begehrt der 
Arbeitgeber die Wiederherstellung der erstinstanzlichen Entschei­
dung.

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist unbegründet.

Der Antrag des Betriebsrats bedarf der Auslegung. Der Be­
triebsrat beantragt die Feststellung, daß der Arbeitgeber ver­
pflichtet ist, "bei dem Einsatz von Studenten im Versand" sein 
Mitbestimmungsrecht gemäß § 99 BetrVG zu beachten. Nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts geht es bei dem Begehren des 
Betriebsrats, wie dieser klargestellt hat, um das Mitbestimmungß- 
recht bei dem jeweiligen Einsatz der Studenten, nicht hingegen um 
die Frage, ob der Betriebsrat bereits bei der Aufnahme einzelner 
Studenten in die beim Arbeitgeber geführte "Anrufliste" nach § 99 
BetrVG zu beteiligen ist.

I. Der Antrag des Betriebsrats ist zulüßsig.

1. Der Senat hat in ständiger Rechtsprechung entschieden, daß 
Arbeitgeber wie Betriebsrat zur Klärung vpn Streitfragen über das 
Bestehen oder Nichtbestehen oder den Inhalt eines Beteiligungs­
rechts unabhängig von konkret zu entscheidenden Einzelfällen ein 
Feststellungsverfahren einleiten können (ständige Senatsjrecht- 
sprechung vgl. zuletzt Beschlüsse vom 12, Juli 1988 - 1 ABR 
85/86 - und 28. September 1988 - 1 ABR 37/87 - AP Nr. 54 und 55 
zu § 99 BetrVG 1972; vgl. dazu auch Matthes, DB 1989, 1285, 1289, 
1290). Das erforderliche Rechtsschutzinteresse für den gestellten
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Antrag ergibt sich vorliegend daraus, daß der Arbeitgeber un­
streitig überwiegend in Zeiten des Spitzenbedarfs Studenten als 
Aushilfskräfte in der Versandabteilung beschäftigt und die Betei­
ligten sich über die Beteiligungsrechte des Betriebsrats nach 
§ 99 BetrVG bei diesen Einsätzen streiten.

2. Der Antrag ist bestimmt genug (§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Die 
bezüglich der Mitwirkung umstrittene einzelne Maßnahme und die 
betreffende Gruppe von Mitarbeitern sind im Antrag im einzelnen 
aufgeführt. Es geht um die Frage, ob die Beschäftigung von stu­
dentischen Aushilfskräften in der Versandabteilung des Arbeitge­
bers der Zustimmung des Betriebsrats bedarf. In der mündlichen 
Anhörung vom 5. Mai 1992 haben die Beteiligten Vereins timmend 
erklärt, der Antrag beziehe sich auf die Aufgabenbereiche Stapeln 
von Zeitungspaketen, Anreichen und Einlage von Prospektmaterial 
und Vordrucken, Verpackung von Postsendungen und Führen von Flur­
förderfahrzeugen .

Der Antrag geht zwar in der Sache weit, ist jedoch eindeutig 
bestimmt. Ob ein Antrag eng oder weit formuliert ist, berührt 
nicht dessen Zulässigkeit, sondern dessen Begründetheit. Wenn nur 
ein denkbarer Fall von dem gestellten Antrag nicht gedeckt wird, 
ist der Antrag insgesamt abzuweisen (Rechtsprechung des Senats 
seit seiner Entscheidung vom 10. Juni 1986 - BAGE 52, 160 = AP 
Nr. 18 zu § 87 BetrVG 1972 Arbeitszeit? zuletzt Beschluß vojji 
10. März 1992 - 1 ABR 31/91 -, zur Veröffentlichung in der Fach­
presse vorgesehen; ebenso die Rechtsprechung des Siethen Senats, 
vgl. Beschlüsse vom 18. September 1991 - 7 ABR 63/90 r EzA § 40
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BetrVG 1972 Nr. 67 - und vom 11. Dezember 1991 - 7 ABR 16/91 - AP 
Nr. 2 zu § 90 BetrVG 1972).

II. Der Antrag des Betriebsrats ist begründet.

1. Der Arbeitgeber hat nicht dargelegt, daß bei dem streitbe­
fangenen Einsatz der studentischen Aushilfskräfte im Versand in 
den genannten Aufgabenbereichen ein denkbarer Fall von dem ge­
stellten Antrag nicht gedeckt ist. Es ist entgegen den Ausführun­
gen der Rechtsbeschwerde nicht ersichtlich, daß der Antrag Sach­
verhalte umfaßt, in denen das begehrte Recht nicht Qder nicht 
ohne Einschränkung besteht.

2. Das Landesarbeitsgericht hat die Frage, ob die danach strei­
tige Beschäftigung der studentischen Aushilfskräfte in der Ver­
sandabteilung der Zustimmung des Betriebsrats bedarf, mit der Be­
gründung bejaht, jedenfalls die einzelne Terminsabsprache verbun­
den mit der ihr folgenden Arbeitsaufnahme zu der vereinbarten 
Schicht sei eine Einstellung im Sinne von § 99 BetrVG# bei der 
der Betriebsrat zu beteiligen sei. Spätestens vom Zeitpunkt der 
Arbeitsaufnahme an sei der betreffende Personenkreis in die Ar­
beitsorganisation des Arbeitgebers eingegliedert. Der Arbeitgeber 
bzw. der in seinem Namen handelnde Schichtführer bestimmten über 
Zeit, Ort und Art der Tätigkeit für die gesamte Dauer des verein­
barten Einsatzes, gleichgültig, ob dies für eine oder mehrere 
Schichten hintereinander der Fall sei. Der Student erfahre erst 
bei Arbeitsaufnahme, in welchem konkreten Arbeitsbereich inner­
halb der Versandabteilung er eingesetzt werde. In allen Bereichen
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habe er die Aufgaben ohne eigenen Entscheidungsspielraum und ar­
beitsteilig mit ständig beschäftigten Arbeitnehmern des Arbeitge­
bers zu verrichten. Diese Einbindung entspreche der Intensität 
von Abhängigkeit, wie sie für ein Arbeitsverhältnis typisch sei. 
Gegen die Annahme von Arbeitsverhältnissen spreche auch nicht der 
Umstand, daß ein Arbeitseinsatz nur zustande komme, wenn die Stu­
denten vorher bei dem Arbeitgeber anrufen. Auf die Frage, von wem 
die Initiative zum Zustandekommen eines Vertragsverhältnisses 
ausgeht, könne es weder im Rahmen des § 99 BetrVG noch bei der 
Klärung der Statusfrage ankommen. Auch ein geringer zeitlicher 
Umfang der Tätigkeit spreche nicht gegen die Annahme eines Ar­
beitsverhältnisses .

3. Diesen Ausführungen ist im Ergebnis und weitgehend auch in 
der Begründung zuzustimmen.

a) Nach der Entscheidung des Senats vom 15. April 1986 (SAGE 
51, 337 = AP Nr. 35 zu § 99 BetrVG 1972) liegt eine nach § 99 
BetrVG zustimmungspflichtige Einstellung dann vor, weijn Personen 
in den Betrieb eingegliedert werden, um zusammen mit den iji Be­
trieb schon beschäftigten Arbeitnehmern den arbeitsteghnischen 
Zweck des Betriebes durch weisungsgebundene Tätigkeit zu verwirk­
lichen. Auf das Rechtsverhältnis, in dem diese Personen zyp Ar­
beitgeber als Betriebsinhaber stehen, kommt es nicht ah. An die­
ser Rechtsprechung hat der Senat in späteren Entscheidungen fest­
gehalten (Beschluß vom 16. Dezember 1986  ̂1 ABR 52/85 - î P 
Nr. 40 zu § 99 BetrVG 1972; vom 18. April 1989 - 1 ABR 97/87 - 
BAGE 61, 283 - AP Nr. 65 zu § 99 BetrVG 1972). Er hat sie in den 
Beschlüssen vom 1. August 1989 (1 ABR 54/88 - BApE 62, 271 = AP
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Nr. 68 zu § 99 BetrVG 1972) und vom 3. Juli 1990 (1 ABR 36/89 
- AP Nr. 81 zu § 99 BetrVG 1972) dahingehend präzisiert, daß 
maßgebend ist, ob die von diesen Personen zu verrichtende Tätig­
keit ihrer Art nach eine weisungsgebundene Tätigkeit ist, die der 
Verwirklichung des arbeitstechnischen Zwecks des Betriebes zu 
dienen bestimmt ist und daher vom Arbeitgeber organisiert werden 
muß. Darauf, ob und gegebenenfalls von wem diesen Personen tat­
sächlich Weisungen hinsichtlich dieser Tätigkeit gegeben werden, 
kommt es nicht an. Hieran hat der Senat auch in dem Beschluß vom 
28. April 1992 (1 ABR 73/91 -, zur Veröffentlichung in der Amt­
lichen Sammlung vorgesehen, zu B II 3 der Gründe) festgehalten, 
in dem ausgesprochen worden ist, daß unter Einstellung i.S. von 
§ 99 BetrVG die tatsächliche Beschäftigung im Setrieb zu ver­
stehen ist, nicht aber der Abschluß eines Arbeitsvertrages.

b) aa) Die Tätigkeit der studentischen Aushilfskräfte ist eine 
ihrer Art nach weisungsgebundene Tätigkeit. Die in der Versandab­
teilung zu erbringenden Arbeiten in den aufgeführten Aufgabenbe­
reichen gehören zu den zur Verwirklichung des Betriebszweckes vom 
Arbeitgeber zu organisierenden Arbeiten. Darauf, ob den Studenten 
tatsächlich Weisungen hinsichtlich ihrer Tätigkeit gegeben wer­
den, kommt es nicht an. Entscheidend ist, daß die Studenten be­
schäftigt werden, um den arbeitsteghnischen Zweck gemeinsam mit 
den anderen dort beschäftigten Arbeitnehmern zu verwirklichen.
Daß sie mit diesen Arbeitnehmern, insbesondere den ständig be­
schäftigten Arbeitnehmern, eng Zusammenarbeiten müssen und das 
auch tun, hat das Landesarbeitsgericht im einzelnen festgestellt. 
Der Umstand, daß die studentischen Aushilfskräfte nur in geringem 
zeitlichen Umfang tätig werden, ist unerheblich. Der Betriebsrat
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hat nach § 99 BetrVG bei einer Einstellung unabhängig davon mit- 
zubestimmen, in welchem zeitlichen Umfang der Einzustellende 
tätig werden soll (Beschluß des Senats vom 16. Dezember 1986 
- 1 ABR 52/85 - AP Nr. 40 zu § 99 BetrVG 1972).

bb) Entsprechend hat der Senat in dem unveröffentlichten Be­
schluß vom 12. November 1991 - 1 ABR 3/91 - (zu B II der Gründe) 
entschieden, daß die Beschäftigung von Studenten als Gästeführer 
eine Einstellung i.S. von § 99 BetrVG ist, wenn die Studenten, 
sei es auch nur in geringem zeitlichen Umfang, nach dem jeweili­
gen Bedarf des Arbeitgebers zur Verfolgung des Betriebszwecks 
mitwirken, und der Arbeitgeber die Entscheidungen über den jewei­
ligen Arbeitseinsatz nach Zeit und Ort trifft; dabei reicht es 
aus, daß die Einsätze der als Gästeführer tätigen Studenten ihrer 
Art nach weisungsgebundene Tätigkeiten darstellen. Eine ihrer Art 
nach weisungsgebundene Tätigkeit der studentischen Aushilfskräfte 
hat im vorliegenden Falle das Landesarbeitsgericht im einzelnen 
festgestellt. Diese Feststellungen sind von der Rechtsbeschwerde 
nicht mit Rügen angegriffen worden.

cc) Der Arbeitgeber macht vielmehr insbesondere geltend, die in 
der Versandabteilung eingesetzten Studenten seien kefne Arbeit­
nehmer . Darauf kommt es aber nach der Rechtsprechung des Senats, 
wie bereits ausgeführt, nicht an. Eine Einstellung im £?ini|e von 
§ 99 Abs. 1 BetrVG liegt immer schon dann vor, wenn Personen in 
den Betrieb eingegliedert werden, um zusammen mit den im Betrieb 
schon beschäftigten Arbeitnehmern den arbeitstechnischen Zweck 
des Betriebes durch ihrer Art nach weisungsgebundene Tätigkeit zu
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Obwohl der Arbeitnehmerstatus nicht entscheidend ist, kann 
angemerkt werden, daß nach der Rechtsprechung des Siebten Senats 
zu befristeten Arbeitsverträgen mit Studenten (vgl. Urteil vom
4. April 1990 - 7 AZR 259/89 - BAGE 65, 86 = AP Nr. 136 zu § 620 
BGB Befristeter Arbeitsvertrag; Urteil vom 30. Oktober 1991 
- 7 AZR 653/90 -, n.v.), die ähnliche Sachverhalte betraf (Stu­
denten als Schichtarbeiter für jeweils eine Woche, Studenten als 
Zugbegleiter), bei "auf Anruf" vereinbarten Arbeitseinsätzen je­
weils befristete Arbeitsverhältnisse begründet werden. Nach stän­
diger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts unterscheidet sich 
ein Arbeitsverhältnis von dem Rechtsverhältnis ein^s freien Mit­
arbeiters durch den Grad der persönlichen Abhängigkeit, in der 
sich der zur Dienstleistung Verpflichtete jeweils befindet (vgl. 
nur BAGE 41, 247, 253 = AP Nr. 42 zu § 611 BGB Abhängigkeit, zu 
B II 1 der Gründe; BAG Beschluß vom 29. Januar 1992 - 7 ABR 
27/91 - NZA 1992, 894, 895). Arbeitnehmer ist danach derjenige 
Mitarbeiter, der eine Dienstleistung im Rahmen einer von Dritten 
bestimmten Arbeitsorganisation erbringt. Die Eingliederung in die 
fremde Arbeitsorganisation zeigt sich insbesondere darin, daß ein 
Beschäftigter hinsichtlich Zeit, Dauer und Ort der Ausführung der 
versprochenen Dienste einem umfassenden Weisungsrecht unterliegt.

Nach Maßgabe dieser Abgrenzungsmerkmale spricht unter Be­
rücksichtigung der Besonderheiten des vorliegenden Falles alles 
dafür, daß der Student vom Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme an in 
die Arbeitsorganisation des Arbeitgebers eingegliedert ist. Ab 
diesem Zeitpunkt bestimmen der Arbeitgeber bzw, der von ihm ein­
gesetzte Schichtführer jedenfalls über Ort und Art der Tätigkeit
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für die gesamte Dauer des vereinbarten Einsatzes, gleichgültig, 
ob dies für eine oder mehrere Schichten hintereinander der Fall 
ist. Der Student erfährt regelmäßig erst bei Arbeitsaufnahme 
durch einen Einsatzzettel bzw. durch den Schichtführer, in wel­
chem konkreten Arbeitsbereich innerhalb der Versandabteilung er 
eingesetzt werden soll. Hinzu kommt, daß er die ihm übertragenen 
Aufgaben arbeitsteilig mit Arbeitnehmern des Arbeitgebers zu er­
ledigen hat, ohne daß ihm dabei ein Entscheidungsspielraum ver­
bleibt. Zwar hat der Student eine Dispositionsmöglichkeit über 
die Zahl und in einem bestimmten Umfang auch über die Lage der 
Einsätze. Ist aber ein Einsatz konkret vereinbart, so unterliegt 
er hinsichtlich der Durchführung der Arbeiten einem umfassenden 
Weisungsrecht des Arbeitgebers.

Wenn das Landesarbeitsgericht vor diesem Hintergrund das 
Vorliegen von Arbeitsverhältnissen bejaht hat, ist das also nicjit 
zu beanstanden.

H . Paschen
Dr. Kissel

Mager
Dr. Weller Dr, Rost
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